
Rechtsprechung

Strafrecht
§§ 14, 16 Abs. 1, 113 Abs. 1 Ziff. 1 und 3, 61, 62 StGB.

1. Auf das Vorliegen einer Bewußtseinsstörung durch 
Affekt i. S. von § 16 Abs. 1 StGB kann auch — wenn 
keine Erinnerungslücken hinsichtlich der Hauptzüge des 
Geschehens vorhanden sind — aus den festgestellten 
Gedanken des Täters und seinem objektiven Verhalten 
bei der Tat geschlossen werden.
2. Eine erhebliche Hirnschädigung in dem für die Steue
rung des Affekts bedeutsamen Bereich kann für die 
Entstehung und das Ausmaß eines Affekts mitursächlich 
sein, ohne als zeitweilige Störung der Geistestätigkeit 
selbständige Bedeutung zu erlangen.
3. Das Vorliegen besonderer Tatumstände, die die straf
rechtliche Verantwortlichkeit bei Totschlag mindern 
(§ 113 Abs. 1 Ziff. 3 StGB), ist zu verneinen, wenn diese 
Umstände bereits mit dem zum Affekt führenden pro
vozierenden Verhalten des Geschädigten erfaßt und 
bei der Anwendung des § 113 Abs. 1 Ziff. 1 StGB be
rücksichtigt worden sind.
4. Die erhebliche Beeinträchtigung der Zurechnungs
fähigkeit kann bei Nichtanwendung der nach § 16 
Abs. 2 StGB möglichen außergewöhnlichen Straf
milderung (§ 62 Abs. 1 StGB) gemäß § 61 StGB infolge 
der dadurch bedingten Schuldminderung für eine Straf
milderung innerhalb des Strafrahmens des verletzten 
Tatbestands von Bedeutung sein.
5. Lag bei einem Totschlag eine Bewußtseinsstörung 
durch Affekt vor, auf deren Entstehung und Ausmaß 
der Täter infolge psychopathologischer Bedingungen 
wenig Einfluß nehmen konnte, so ist eine wesentliche 
Strafmilderung geboten.

OG, Urt. vom 21. April 1969 - 5 Ust 1169.

Der Angeklagte hatte anläßlich seines Geburtstags meh
rere Kollegen, darunter auch den späteren Geschädig
ten W., mit dem ihn ein gutes kollegiales Verhältnis 
verband, eingeladen. Nachdem die Gäste bis auf W. ge
gen 24 Uhr die Wohnung des Angeklagten verlassen 
hatten, hörte die Ehefrau des Angeklagten am Fenster 
ein Geräusch und forderte die beiden Männer auf, 
nachzusehen, ob jemand im Garten sei. W. schlug vor, 
daß beide von verschiedenen Seiten um das Haus her
umgehen sollten. Der Angeklagte nahm sein Jagdmes
ser mit, um sich vor einem etwaigen Angriff zu schüt
zen. W. verließ das Haus jedoch nicht. Als der Ange
klagte in die Nähe der Fenster des Wohnzimmers %am, 
hörte er von dort Geräusche und Stimmen. Durch die 
Fensterläden sah er, daß sich W. über seine Frau beugte, 
die sich auf die Liege gelegt hatte, weil sie müde war 
und wegen ihrer Schwangerschaft Beschwerden hatte. 
Jetzt erinnerte sich der Angeklagte daran, daß W. im 
Verlaufe des Abends geäußert hatte, daß ihm jede Frau 
zu Willen sei, wenn er danach verlange. Der Ange
klagte entnahm aus der Haltung von W. und dem Rea
gieren seiner Ehefrau, die diesen mit den Armen zu
rückstieß, daß W. sie geschlechtlich mißbrauchen wolle. 
Um seiner Frau schnell zu helfen, stieg er durch ein 
Fenster in die neben der Küche liegende Abstellkam
mer ein. W. hatte wahrscheinlich die dabei verursach
ten Geräusche gehört, denn er verließ das Wohnzimmer 
und ging zu einer aus der Küche ins Freie führenden 
Tür. Der Angeklagte verhielt sich ruhig und wurde von 
W. auch nicht gesehen. Er nahm an, daß W. die Tür ab
schloß, weil dort der Schlüssel klapperte. Der Ange
klagte, dessen Wut sich zunehmend steigerte, beobach
tete, wie W. ins Wohnzimmer zurückging und sich wie
der mit dem Oberkörper über Frau M. legte, die sich 
mit den Armen gegen ihn stemmte. Daraufhin stürzte 
der Angeklagte in das Wohnzimmer und zog dabei das

Jagdmesser. Mit den Worten: „Was ist hier los?“ und 
„Hab ich dich, du Schuft!“ stach er dem sich aufrich
tenden W. mit erheblicher Wucht in den Rücken. W. 
verließ noch die Wohnung; etwa 150 m weiter brach er 
tot zusammen. Der Angeklagte veranlaßte gleich dar
auf die Benachrichtigung der Volkspolizei.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Bezirksgericht 
den Angeklagten wegen im Zustande verminderter Zu
rechnungsfähigkeit begangenen Totschlags (§§ 113 Abs. 1 
Ziff. 1, 16 Abs. 1 StGB) zu einer Freiheitsstrafe von 
acht Jahren verurteilt.
Gegen diese Entscheidung hat der Angeklagte Berufung 
eingelegt, mit der er im wesentlichen neben der An
wendung von § 113 Abs. 1 Ziff. 1 StGB in Verbindung 
mit §16 Abs. 1 StGB noch die Anwendung von §113 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB wegen des Vorliegens besonderer, 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit mindernder Tat
umstände sowie eine Strafherabsetzung anstrebt.
Die Berufung hatte teilweise Erfolg.

Aus den Gr ü n d e n :
Der Senat hat in einer ergänzenden Beweisaufnahme 
den Angeklagten und den psychiatrischen Gutachter ge
hört. Das Bezirksgericht hatte auf Grund des Gutach
tens eine hochgradige Erregung vom Ausmaß einer Be
wußtseinsstörung im Sinne von § 16 Abs. 1 StGB ange
nommen, ohne sich jedoch mit einigen dort enthaltenen 
widersprüchlichen Angaben auseinanderzusetzen. Im 
Gutachten des Sachverständigen in der Hauptverhand
lung erster Instanz war davon ausgegangen worden, daß 
die Erinnerung des Angeklagten an das Tatgeschehen 
so schwach gewesen sei, daß deshalb eine Bewußtseins
störung im Sinne von § 16 Abs. 1 StGB angenommen 
werden müsse. Bei der Zusammenfassung des Gutach
tens wurde die erhebliche Minderung der Zurechnungs
fähigkeit des Angeklagten sowohl auf Grund einer 
krankhaften Störung der Geistestätigkeit als auch einer 
Bewußtseinsstörung begründet. Das Bezirksgericht hatte 
das Vorliegen der Voraussetzungen des § 16 StGB nur 
mit der Bewußtseinsstörung begründet.
In der Beweisaufnahme des Senats hat der Sachverstän
dige seine Auffassung aufrechterhalten. Ihr kann je
doch nur im Ergebnis, nicht in der Begründung gefolgt 
werden. Der Angeklagte hat in seinen Vernehmungen 
stets die wesentlichen Fakten des objektiven Gesche
hens konkret wiedergegeben. Seine Erinnerungslücken 
bezogen sich auf einige Details beim unmittelbaren Tat
geschehen (wird ausgeführt). Die Beweisaufnahme hat 
nicht ergeben, daß der Angeklagte sich diese maßgeb
lichen Fakten erst später auf Grund von Vorhalten 
oder eigenen Überlegungen zugeeignet hat. Hieraus ist 
ersichtlich, daß seine Erinnerung an Tatsachen zwar 
beeinträchtigt war, er aber die Geschehensfolge in den 
Hauptzügen richtig behalten hat.
Der Schluß auf das Vorliegen einer Bewußtseinsstörung 
ergibt sich vielmehr vor allem aus der durch eine Hirn
atrophie mitbedingten Entstehung des Affekts, der 
Heftigkeit und Unverhältnismäßigkeit des Handelns des 
Angeklagten, seinem Hinweis auf die aufschießende 
Wut, der Kurzschlüssigkeit und Schnelligkeit seines 
Vorgehens, der Persönlichkeitsfremdheit eines solchen 
Wutausbruchs, seinem vernünftigen, geordneten Ver
halten gleich nach dem Abklingen des Affekts. Nur in 
diesem Rahmen und Zusammenhang kommt den Lük- 
ken hinsichtlich einiger Details zum Tatgeschehen Be
deutung zu, wobei es fraglich bleibt, ob es sich um Er- 
innerungs- oder Wahrnehmungslücken handelt.
Das Bezirksgericht hat zutreffend § 16 Abs. 1 StGB nur 
aus der Alternative „Bewußtseinsstörung“ begründet.
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